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M E I N U N G

Der 4. Dezember 2006 ist ein guter
Tag für die Patienten, für die Gesund-
heitsberufe und für die Krankenhäuser
in Deutschland gewesen. Der bundes-
weite Aktionstag unter dem Motto „Pa-
tient in Not – diese Reform schadet al-
len“ hat eine Resonanz an der Basis der
Gesundheitsversorgung, bei den Bür-
gern, bei den Patienten und in den Me-
dien gefunden,die unsere Erwartungen
weit übertroffen hat (siehe auch „The-
ma“ Seite 9).

Der Aktionstag hat bewiesen: Die
geplante Gesundheitsreform stößt an
der Basis der gesundheitlichen Versor-
gung auf erbitterten Widerstand. Das
Gerede,die Kritik beschränke sich auf
einige so genannte Funktionäre, ist wi-
derlegt worden.

Vielmehr hat es am 4. Dezember ei-
nen regelrechten Aufstand der Basis ge-
gen das Reformvorhaben gegeben. In
der ganzen Republik herrschte der Aus-
nahmezustand im Gesundheitswesen.
Es ist einmalig in der jüngeren Sozial-
geschichte, dass alle Gesundheitsberu-
fe mit an Bord waren, außerdem die
Krankenhäuser.Bundesweit stehen rund
40 Organisationen für die Beteiligten.

Sie alle sind nicht bereit, eine Re-
form hinzunehmen, die sich direkt ge-
gen die Interessen kranker Menschen
und gegen diejenigen richtet, die tag-
täglich mit großem Engagement kran-
ke Menschen versorgen. Ein Gesetz,
das zu einer spürbaren Ausdünnung
der gesamten Gesundheitsversorgung,
Wartezeiten, Versorgungsengpässen,
Qualitätseinbußen, Praxispleiten und
Krankenhausschließungen führt, kön-
nen wir nicht akzeptieren.

Mit ihren Gesetzesplänen setzt sich
die Bundesregierung nicht nur über die
Patienten und die Gesundheitsberufe
hinweg, sie übergeht auch den geball-
ten Sachverstand zum Beispiel der
Krankenversicherungen und der Wis-
senschaft.

Bei uns in Nordrhein-Westfalen lag
ein Schwerpunkt des Protestes. Zwi-
schen Rhein und Weser gab es beson-
ders viele Praxisschließungen, Kund-
gebungen und Podiumsdiskussionen,
Infostände und eine kreative Vielfalt
von symbolischen Aktionen. In zahl-
losen Gesprächen in den Städten und
Kreisen des Landes konnte vermittelt
werden, worum es geht.

Die Menschen spüren, dass etwas
faul ist an dieser Gesundheitsreform.
Inzwischen sind nach repräsentativen
Umfragen weit mehr als 80 Prozent –
wie vor einigen Wochen gemessen –
dagegen. Gesundheitspolitisch gerät
Berlin zunehmend an den Rand der
Republik.Die Große Koalition regiert
an den Menschen, am Alltag der ge-
sundheitlichen Versorgung vorbei.

Manch einer schaut zu europäischen
Nachbarn und erkennt: Der Gesetz-
entwurf führt auf direktem Wege zu ei-
nem staatlichen Gesundheitsdienst mit
Wartelistenmedizin und Leistungsaus-
schlüssen wie heute schon in den Nie-
derlanden und Großbritannien.

Der Aktionstag wird nicht ohne po-
litische Folgen bleiben – auch wenn die
Bundesgesundheitsministerin uns das
glauben machen will und nach dem
Motto „Augen zu und durch“ verfährt.

In unseren Gesprächen stellen wir
fest,dass immer mehr Abgeordnete des
Deutschen Bundestages nachdenklich
werden und ihr grundgesetzlich ver-
brieftes Recht auf eine eigene Meinung
nicht umstandslos dem Fraktionszwang
zu opfern bereit sind.

Auch aus den Bundesländern meh-
ren sich die kritischen Stimmen. Die
weit über 100 Änderungsanträge im
Bundesrat und jüngste Äußerungen un-
seres NRW-Gesundheitsministers Karl-
Josef Laumann machen das deutlich.

Wir danken all denjenigen, die sich
an dem Aktionstag aktiv beteiligt ha-
ben. Lassen Sie uns diesen Schwung
nutzen für weitere intensive Gesprä-
che mit Entscheidungsträgern,Bürgern
und Patienten in den nächsten Wochen
und Monaten – auch in Ihrer Stadt, in
Ihrem Kreis.

Gerade von Nordrhein-Westfalen,
das Schwerpunktland des Protestes am
4. Dezember war, kann eine Vielzahl
von Anstößen für eine neue und bes-
sere Gesundheitspolitik ausgehen.
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